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I. Gesetze und· Verordnungen 

Nr. 7 Kircliengesetz zur Änderung verfassungsrecht- . 
7

_ 
Iidler Bestimmungen der Vereinigten Evange- § 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
lisdl-Lutherisdlen Kirdle Deutschlands. ,,(1) Die Zahl der nach Artikel 11 Absatz 3 Satz 1 

. . der Verfassung von den Gliedkirchen in die Gene-
Vom 12. Dezember 1968 ralsynode zu entsendenden Mitglieder beträgt für 

Generalsynode und Bischofskonferenz der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

· haben unter Wahrung der Vorschriften von Artikel 16 
Absatz 4 der Verfass'lllllg und von § 4 des Kirchenge­
setzes über eine regionale Gliederung der Organe der 
Vereinigten Kirche vom 14. Juni 1963 das folgende Kir- . 
chengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel I 

Die Verfassung der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche Deutschlands vom 8. Juli 1948 (Bayer. 
ABl. 1950 S. 63) wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 11 Abs. 3 wird die Zahl 54 durch die Zahl 78, 
die Zahl 28 durch die Zahl 40, die Zahl 14 durch die 
Zahl 20 und die Zahl 12 durch die Zahl 18 ersetzt. 

2. In Art. 12 Abs. 1 Satz 1 werden ersetzt das Wort 
„zwei" durch das Wort „vier" und .die Worte „einem 
geistlichen urid einem weltlichen" durch die Worte 
,,zwei geistLichen und zwei weltlichen". 

3. In Art. 12 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „beide" 
durch das Wort „drei" ersetzt. 

4. Artikel 12 Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,4. Die Kirchenleitung leitet die Vereinigte Kirche. 
Sie ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht 
anderen Organen beigelegt sind. Sie erstattet der 
Generalsynode bei jeder Tagung einen Tätig­
keitsbericht, der· zu besprechen ist. 

5. Die Kirchenleitung kann Verordnungen mit Ge­
setzeskraft erla~ die der nächsten General­
synode vorzulegen sind. Diese kann sie abändern 
oder aufheben. 

Eine verfassungsändernde Verordnung mit Ge­
setzeskraft darf nur zur Sicherung der Erfüllung 
der Aufgaben der Kirche nach dieser Verfassung 
und bei zwingende!' Notwendigkeit erlassen wer­
den. Art. 16 Absätze 3, 4 und 7 finden insoweit 
keine Anwendung. Eine solche Verordnung be­
darf der Zustimmung der Bischofskonferenz. Ihre 
Geltung kann aui den Bereich mehrerer Glied­
kirchen begrenzt werden. Art. 16 Abs. 6 findet 
entsprechende Anwendung." 

Der bisherige Artikel 12 Abs. 5 . wird Artikel 12 
Abs. 6. 

Artikel II 

Das Kirchengesetz über das Amt des Leitenden 
Bischofs und die Kirchenleitung vom 15. Oktober 1954 
(ABl. Bd. I Stück (s. 3) wird wie folgt geändert: 

· s·. In § 4 Abs. 2 Buchst. a wird das Wort „beiden" ge­
strichen. 

6. § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 
Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Absätze 3 
und 4. 

Artikel III 

Das Kirchengesetz über die Bildung, Einberufung 
und Amtsdauer der Generalsynode vom 21. April 1961 
(ABl. Bd. I Stück 18 S. 219) wird wie folgt geändert: 

die: 

Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 
Ev.-Luth. Kirche in Bayern 
Ev.-Luth. Landeskirche 

Schleswig-Holst.eins 
Ev.-Luth. Kirche in Thüringen 
Ev.-Luth. Landeskirche 

Mecklenburgs 
Ev.-luth. Kirche 

im Hamburgischen Staate 
Braunschweigische 

· ev.-luth. Landeskirche 
Ev.-luth. Kirche in Lübeck 
Ev.-Luth. Landeskirche Eutin 
Ev.-Luth. Landeskirche 

Schaumburg-Lippe 

10 Mitglieder 
9 Mitglieder 
8 Mitglieder 

8 Mitg1ieder 
7 Mitglieder 

6 Mitglieder 

4 Mifglieder 

4 Mitglieder 
2 Mitglieder 
1 Mitglied' 

1 Mitglied 

insgesamt 60 Mitglieder." 

8. In § 2 Abs. 1 Satz 2 . wird die Zahl 14 durch die 
Zahl 20 und die Zahl 28 durch die Zahl 40 ersetzt. 

9. In § 4 Abs. 2 wird das Wort "zwölf" durch die 
Zahl „18" ersetzt. 

Artikel IV 

Die nach diesem Kirchengesetz erforderlichen Ergän­
zungen der Generalsynode sind bis zum 31. Dezember 
1968, die Ergänzungen der Kirchenleitung sind bis zum 
31. Dezember 1969 vorzunehmen. 

Artikel V 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 

H a n n o v er , den 12. Dezember 1968 

Der Leitende Bischof 

D. Li 1 je 

Nr. 8 Kirchenbeamtengesetz der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands. 

Vom 12. Dezember 1968 

Generalsynode und Bischofskonferenz der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
haben das nachstehende Kirchenge.setz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: · 

Inh a ltsübersicht 

Abschnitt I - Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Dienst des Kirchenbeamten 
§ 3 Kirchenbeamtenverhältnis 
§ 4 Pflichten und Rechte 

Abschnitt II - Ber,ufung in das Kirchenbeamtenver­
hältnis 
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§ 5 Fälle und Form der Ernennung 
§ 6 Voraussetzungen für die Begründung des Kirchen-

beamtenverhältni.sres · 
§ 7 Voraussetzungen für die Ernennung zum Kirchen-

beamten auf Lebenszeit 
§ · 8 Beförderung 
§ 9 Wirksamwerden der Ernennung 
§ 10 Nichtigkeit der Ernennung 
§ 11 Rücknahme der Ernennung 
§ 12 Wirksamkeit von dienstlichen Handlungen 

Abschnitt III 
beamten 

1. Pflichten 
§ 13 Gelöbnis 

Rechtliche Stellung des .Ki:r;chen-

§ 14 Verhältnis zwn Vorgesetzten 
§ 15 Verantwortlichkeit 
§ 16 BelohillUilgen und Geschenke 
§ 17 Beschränkung der Amtstätigkeit 
§ 18 Verbot der Amtsführung 
§ 19 Schweigepflicht, Aussagegenehmigung und Her-

ausgabe von Schriftgut 
§ 20 Nebentätigkeit 
§ 21 Wohnung und Aufenthalt 
§ 22 Arbeitszeit 
§ 23 Fernbleiben vom Dienst 

2. Nichterfüllung von Pflichten 
§ 24 Amtspflichtverletzungen 
§ 25 Haftung 

3. Rechte 
§ 26 Schutz und Förderung 
§ 27 Amtsbezeichnung 
§ 28 Unterhalt . 
§ 29 Verfügung über Dienst- und Versorgungsbezüge 
§ 30 Abtretung von Schadenersatzansprüchen 
§ 31 Urlaub 
§ 32 Anträge und Beschwerden 
§ 33 . Offenheitsgrundsatz, Personalakten 
§. 34 Dienstzeu,gnis · 
§ 35 Beteiligung von Kirchenbeamten 

Abschnitt IV - Veränderung des Kirchenbeamten­
verhältnisses 

1. Abordnung, Versetzung und Übernahme 
§ 36 Abordnung 
§ 37 Versetzung und übernahme 

2. Wartestand 
§ 38 Voraussetzungen 
§ 39 Beginn des Wartestandes 
§ 40 Folgen der Versetzung in den Wartestand 
§ 41 Wiederverwendung 
§ 42 Versetzung in den Ruhestand 
§ 43 Ende des Wartestandes 

3. Ruhestand 

§ 44 Eintritt in den Ruhestand bei Erreichen der 
Altersgrenze 

§ 45 Versetzung in den Ruhestand bei Dienstunfähig­
keit 

§ 46 Verfahren bei Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit · 

§ 47 Versetzung des Kirchenbeamten auf Probe in den 
Ruhestand · · 

§ 48 Form der Versetzung in den Ruhestand 
§ 49 Wiederverwendung aus dem Ruhestand 

Abschnitt V - Beendigung des Kirchenbeamtenver­
hältnisses 

§ 50 Beendigungsgründe 
. § 51 Zwingende Entlassungs.gründe 

§ 52 Entlassung auf Antrag 
§ 53 Besondere Entlassungsgründe für Kirchenbeamte 

auf Probe . 
§ 54 Entlassung von Kirchenbeamten auf Widerruf 
§ 55 Entlassungsverfahren 
§ 56 Wirkungen der Entlassung 

Abschnitt VI - Sondervorschriften 

§ · 57 Ordinierte Kirchenbeamte 
§ 58 Kirchenbeamte auf Zeit 
§ 59 Kirchenbeamte im Nebenamt 
§ 60 Kirchenbeamte: bei besonderen Einrichtungen 

.Abschnitt VII - Rechtsweg 

§ 61 Rechtsweg für Ansprüche aus dem Kirchenbe­
amtenverhältnis 

~bschnitt VIII - Schlußvorschrift~m 

§ 62 Anwendungsbestimmungen 
§ 63 Inkrafttreten 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses Kirchengesetz regelt . das Dienstverhältnis der 
·Kirchenbeamten in der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche Deutschlands und in ihren Gliedkirchen. · 

§ 2 

Dienst des Kirchenbeamten 

(1) Der Dienst des Kirchenbeamten wird bestimmt 
durch den Auftrag, den die Kirche vom Herrn erhalten 
hat. 

(2) In das Dienstverhältnis als Kirchenbeamter soll 
in der Regel nur berufen werden, wer ständig in be­
sonderer Verantwortung kirchliche Aufgaben wahrzu~ 
nehmen hat. 

§ 3 

Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Das Dienstverhältnis des Kirchenbeamten ist ein 
kirchen,gesetzlich geregeltes Dienst- und Treueverhält­
nis. Es wird auf Lebenszeit begründet. 

(2) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann auch begrün­
det werden 

a) auf Zeit, wenn der Kirchenbeamte für Aufgaben im 
· Sinne des § 2 Abs. 2 auf bestimmte Dauer verwendet 

werden soll, 

b) auf Probe, wenn der Kirchenbeamte sich für eine 
spätere Verwendung auf Lebenszeit in einer Probe­
zeit zu bewähren hat, 

c) auf Widerruf, wenn der Kirchenbeamte einen Vor­
bereitungsdienst zu leisten hat oder vorübergehend 
für Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 2 verwendet 

· werden soll. · 

(3) Das·Recht der Vereinigten Kirche und der Glied­
kirchen kann bestimmen, daß ein Kirchenbeamtenver­
hältnis auch begründet werden kann 
a) im Nebenamt, wenn der Kirchenbeamte Aufgaben 

im Sinne des § 2 Abs. 2 nebenberuflich wahrnehmen 
soll, 

b) als mittelbares Kirchenbeamtenverhältnis. 
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§ 4 

Pflichten und Rechte 

(1) Der Kirchenbeamte hat sein · Amt gewissenhaft 
und gemäß deri kirchlichen Ordnungen zu führen. Er 
ist verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb des Dien­
stes so zu verhalten, wie· es seinem Amt und Stand 
gebührt. · 

(2) Auf Grund des Dienst- und Treueverhältnisses 
hat der Kirchenbeamte ein Recht auf Fürsorge für· sich 
und seine Familie. 

Abschnitt II 

Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis 

§ 5 

Fälle und Form der Ernennung 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

a) zur Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis (Ein­
stellung), 

b) zur Umwandlung eines Kirchenbeamtenverhältnisses 
in ein Kirchenbeamtenverhältnis anderer Art, 

c) zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung), 
d) bei dem Übergang in ein anderes Amt mit anderem 

Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung. 

(2) Die Ernennung geschieht durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. Die Urkunde muß enthalten: 

a) bei der Einstellung die Worte „unter Berufung in 
das Kirchenbeamtenverhältnis" mit dem Zusatz „auf 
Lebenszeit", ,,auf ·Zeit" mit der Angabe der Zeit­
dauer, ,,auf Probe" oder „auf Widerruf", bei der 
Einstellung im Nebenamt· einen e_ntsprechenden Zu­
satz, 

b) bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhält­
nisses die für das neue Kirchenbeamtenverhältnis 
bestimmenden Worte nach Buchstabe a), 

c) die Amts- oder Dienstbezeichnung. 

(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in 
Absatz 2 Buchst. a und b vorgeschriebenen Form, so 
Liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt bei einer Ein­
stellung nach § 3 Absätze 1 und 2 nur der das Kirchen-­
beamtenverhältnis kennzeichnende Zusatz, · so gilt der 
Ernannte als Kirchenbeamter auf Widerruf. 

§ 6 

Voraussetzwigen für die Begründung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) · In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur be­
rufen werden, wer 
a) evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist, 
b) das 45. Lebensjahr noch nicht erreicht hat, 
c) .die erforderliche Vorbildung und Ausbildung erhal­

ten und die vorgeschriebenen Prüfungen abgelegt 
hat, 

. d) frei von Krankheiten und Gebrechen ist, die die 
Ausübung des Dienstes wesentlich hindern. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein drin­
gendes dienstliches Bedürfnis besteht Wld wenn es mit 
der ·Amtsstellung des Bewerbers vereinbar ist, von den 
Erfordernissen des Absatzes 1 Befreiung erteilen. 

§ 7 

Voraussetzungen für die Ernennung 
zum Kirchenbeamten auf Lebenszeit 

(1) Die Ernennung zum Kirchenbeamten auf Lebens­
zeit ist nur zulässig, wenn der Kirchenbeamte sich in 

einer Probezeit bewährt und das siebenundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Prob~ ist spä­
testens nach sechs Jahren in ein Kirchenbeamtenver~ 
hältriis auf · Lebenszeit umzuwandeln, wenn der Kir­
chenbeamte die beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllt. 

(3) Die Gliedkirchen können abweichende Regelungen 
treffen. 

§ 8 

Beförderung 

(1) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht. 

(2) Während der Probezeit, vor Ablauf. eines Jahres 
nach der Anstellung als Kirchenbeamter oder der letz­
ten Beförderung sowie in den letzten zwei Jahren vor 
Erreichen der Alters.grenze soll der Kirchenbeamte 
nicht befördert werden. 

§ 9 

Wirksamwerden der Ernennung 

Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändi-
. gung der Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in 
der Urkunde ausdrücklich ein späterer. T,ag bestimmt 
ist. Eine Ernennung auf einen zurückliegenden Zeit­
punkt -ist unzulässig und insoweit unwirksam. 

§ lO 

Nichti,glooit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer 
unzuständigen Behörde ausgesprochen worden ist. Sie 
gilt als von Anfang an wirksam, wenn sie von der zu­
ständigen Behörde bestätigt wird. 

· (2) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der Er­
nannte im Zeitpunkt der Ernennung entmündigt war. 

(3) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt 
wird, ist diese dem Ernannten mitzuteilen und ihm 
jede weitere Führung der Dienstgeschäfte zu unter­
sagen, bei Nichtigkeit nach Absatz 1 erst dann, wenn 
die Bestätigung versagt worden ist. Die gezahlten 
Dienst- oder Versorgungsbezüge sowie andere Leistun­
gen nach diesem Kirchengesetz können dem Empfänger 
belassen werden. 

§ 11 

Rücknahme der Ernennung 

(1) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, 
wenn sie durch Täuschung oder ·auf andere unredliche 
Weise herbeigeführt wurde. Die Möglichkeit, ein Amts­
zuchtverfahren einzuleiten, bleibt unberührt. 

(2) Die Rücknahme der Ernennung ist auch nach Be­
endigung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder nach 
der Versetzung in den Ruhestand zulässig. Sie kann 
nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten erklärt 
werden, nachdem die für die Ernennung zuständige 
Behörde von dem Grund zur Rücknahme Kenntnis er­
langt hat. Vor der Rücknahme ist der Kirchenbeamte 
zu hören, wenn dies möglich ist. Die Rücknahme wird 
von der für die Ernennung zuständigen Behörde mit 
Zustirrunung der obersten Dienstbehörde erklärt. 

(3) Die Rücknahme hat die Wirkung, daß das Kir­
chenbeaintenverhältnis von Anfang a:n nicht bestanden 
hat.§ 10 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 12 

Wirksamkeit von dienstlichen Handlungen 

Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenom­
men worden, so sind die bis zu dem Verbot(§ 10 Abs. 3) 
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oder bis zur Rücknahmeerklärung (§ 11 Abs. 2) vorge­
nommenen dienstlichen Handlungen des Ernannten 
nicht deshalb unWirksiam, weil die Ernennung nichtig 
oder zurückgenommen worden ist. 

Abschnitt III 

Rechtliche Stellung des Kirchenbeamten 

· 1. Pflichten 

§ 13 

Gelöbnis 

Der Kirchenbeamte hat das vorgeschriebene Gelöbnis 
abzuleg.en. 

§ 14 

Verhältnis zum Vorgesetzten 

(1) Der Kirchenbeamte hat seine Vorgesetzten zu be­
raten und zu unterstützen. Ihren Weisungen hat er 
Folge zu leisten. 

(2) Der Kirchenbeamte unterliegt _der Dienstaufsicht. 

§ 15 

Verantwortli5-!hkeit 

Der Kirchenbeamte ist für die Rechtmäßigkeit seiner 
dienstlichen Handlungen verantwortlich. Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat 
er unverzüglich bei seinem ururtittelbaren Vor.gesetzten 
und, falls dieser auf der Ausführung der Anordnung 
besteht, bei dem für seine Ernennung zuständigen 
Organ geltend zu machen. Bestätigt dieses die ·Anord­
nung schriftlich, so muß der Kirchenbeamte sie aus­
führen. 

§ 16 

Belohnungen und Geschenke 

Der Kirchenbeamte darf Belohnungen und Geschenke, 
die ihm in Bezug auf sein Amt zugewendet werden, 
nicht annehmen. Die oberste Dienstbehörde kann Aus-
nahmen zulassen. · 

§ 17 

Beschränkung der Amtstätigkeit 

Der Kirchenbeamte darf keine dienstlichen Handlun­
gen vornehmen, die sich gegen ihn selbst oder einen 
Angehörigen richten oder die ihm oder einem Ange­
hörigen einen Vorteil verschaffen wür,den. 

§ 18 

Verbot der Amtsführung 

(1) Dem Kirchenbeamten kann die Führung der 
Dienstgeschäfte aus zwi:ngenden dienstlichen Gründen 
ganz oder in bestimmtem Umfang verboten werden; er 
ist vorher zu hören. Das Verbot darf nur bis zur Dauer 
von drei Monaten aufrechterhalten werden. Eine Nach­
prüfung nach§ 61 hat keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Unberührt bleibt die Möglichkeit, dem Kirchen­
beamten die Ausübung des Dienstes auf Gnmd anderer 
kirchengesetzlicher Bestimmungen zu untersagen. 

§ 19 

Schweigepflicht, 
Aussageg,enehmigung und Herausgabe von Schriftgut 

(1)" Der Kirchenbeamte hat über die ihm bei Aus­
übung seines Amtes bekanntgewordenen Angelegenhei­
ten Verschwiegenheit zu bewahren, soweit dies ihrer 

Natur nach erforderlich oder durch Dienstvorschrift an­
geororiet ist. Dies gilt auch für die Zeit nach Beendi­
gung des Kirchenbeamtenverhältnisses. 

(2) Der Kirchenbeamte darf ohne vorherige Genehmi­
gung der obersten Dienstbehörde über Angelegenheiten, 
über die er Verschwiegenheit zu bewahren hat, weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aus.sagen oder Erklä­
rungen abgeben. Die Genehmigung, als Zeuge auszu­
sagen oder ein Gutachten zu erstatten, kann aus wichti­
gem Grunde versagt werden. 

(3) Der Kirchenbeamte hat, auch nach Beendigung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen amt­
liche Gegenstände und amUiche Aufzeichnungen, auch 
soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben .. 
Diese Verpflichtung trifft auch seine Hinterbliebenen 
und Erben. 

§ 20 

Nebentätigkeit 

(1) Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, eine Neben­
tätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im kirch­
lichen Dienst zu übernehmen, wenn sie ihm zuzumuten 
und mit seinen Dienstpflichten vereinbar ist. · 

(2) Besteht eine Verpflichtung nach Absatz 1 nicht, 
so bedarf der Kirchenbeamte zur Übernahme einer 
Nebentätigkeit, aucll zur Obernahme einer Vormund­
schaft, Pflegschaft oder Testamentsvollstreckung der 
schriftlichen Genehmigung. Die Genehmigung ist jeder­
zeit widerruflich. Die oberste Dienstbehörde bestimmt 
allgemein oder im ~!fall, ob und in welcher Höhe 
eine dem Kirchenbeamten gewährte Vergütung von ihm 
abzuführen ist. 

(3) Genehmigungsfrei ist 

a) eine schrütstellerische, wissenschaftliche, künstle­
rische oder Vortragstätigkeit, 

b) die Übernahme von Ehrenämtern in Körperschaften, 
Anstalten, Gesellschaften oder Vereinen, deren Be­
strebungen kirchlichen, wohltätigen, künsUerischen, 
wissenschaftlichen, kulturellen oder beruflichen 
Zwecken dienen,. 

(4) Eine Tätigkeit nach Absatz 3 kann ganz oder teil­
weise untersagt werden, wenn sie mit den Dienstpflich­
ten des Kirchenbeamten nicht mehr vereinbar ist. 

§ 21 

Wohnung und Aufenthalt 

(1) Der Kirchenbeamte hat seine Wohnung so zu 
nehmen,· daß er in der ordnungsmäßigen Wahrneh­
mung seiner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Kirchenbeamte · kann, wenn die dienstlichen 
Verhältnisse es erfordern, · angewiesen werden, seine 
Wohnung innerhalb bestimmter Entfernung von seiner 
Dienststelle zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu 
beziehen. 

(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es drin­
gend· erfordern, kann der Kirchenbeamte · angewiesen 
werden, sich während der dienstfl'eien Zeit in erreich­
barer Nähe seines Dienstortes aufzuhalten. 

§ 22 

Arbeitszeit 

Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, über die regel­
mäßige Arbeitszeit hinaus ohne Entschädigung Dienst 
zu leisten, wenn die dienstlichen Verhältnisse es erfor­
dern. Wird er dadurch erheblich mehr beansprucht, so 
ist ihm innerhalb angemessener Zeit Dienstbefreiung in 
entsprechendem Umfang zu gewähren . · 
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§ 23 

Fernb1eiben vom Dienst 

(1) Der Kirchenbeamte darf dem Dienst nicht ohne · 
Genehmigwig seines Dienstvorgesetzten fernbleiben. 
Wenn der Kirchenbeamte im Falle einer Krankheit sei­
nen Wohnort verläßt, hat er seiner Dienststelle hiervon 
Kenntnis z~ geben. 

(2) Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ist dem 
Dienstvorgesetzten unverzüglich anzuzeigen und auf 
Verlangen nachzuweisen. 

(3) Bleibt der Kirchenbeamte ohne Genehmigung 
schuldhaft. dem Dienst fern, so verliert er für die Zeit. 
des Fernbleibens den Anspruch auf Dienstbezüge. Der 
Verlust der Dienstbezüge ist festzustellen und dem Kir­
chenbeamten mitzuteilen. Die Möglichkeit, ein Amts­
zuchtverfahren einzuleiten, bleibt unberührt. 

.!. Nichterfüllung von .Pflichten 

§ 24 

Amtspflichtverletzungen 

(1) Der Kirchenbeamte verletzt die Amtspflicht, wenn 
er schuldhaft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben 
vernachlässigt, die sich aus seinem Dienst- und Treue­
verhältnis zur Kirche ergeben, insbesondere wenn er 
gegen die kirchliche Ordnung verstößt oder sich inner­
halb oder außerhalb seines Dienstes in seinem Wandel 
nicht so verhält, wie es setnem Amt und Stand gebührt. 

(2) Das Verfahren und die Rechtsfolgen bei Verlet­
zungen der Amtspflicht werden durch Kirchengesetz 

. geregelt. 

§ 25 

Haftung 

(1) Verletzt ein Kirchenbeamter vorsätzlich oder grob 
fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem 
kirchlichen Rechtsträger, dessen Aufgaben er wahrge­
nommen hat, den daraus entstandenen Schaden zu er­
setzen. Haben mehrere Kirchenbeamte den Schaden ge­
meinsam verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in .drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der kirchliche 
Rechtsträger von dem Schaden und der Person des Er­
satzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht 
auf diese Kenntnis in zehn Jahreii von der Begehung 
der Handlung an. 

(3) Lei.stet der Kirchenbeamte dem kirchlichen Rechts- · 
träger Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen 
einen Dritten, so ist dem Kirchenbeamten dieser An­
spru~ abzutreten. 

· (4) Auf die Ansprüche nach Absatz 1 kann in Härte­
fällen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde · 
ganz oder teilweise verzichtet werden. 

3. Rechte 

§ 26 

Schutz und Förderung 

(1) Der Kirchenbeamte ist gegen Behinderungen sei­
nes Dienstes und un.gerechtferti;gte Angriffe auf seine 
Person in Schutz zu nehmen. 

(2) Für Beratung und Unterstützung in seinem Dienst 
. und für seine berufliche Weiterbildung ist Sorge zu 
tragen. 

§ 27 

AmtsbezeichnWlg 

(1) Der . K.irqienbeamte führt die vorgeschriebene 
Amts- oder Dienstbezeichnung. 

(2) Kirchenbeamte im Wartestand führen den Zusatz 
,,im Wartestand" (,,i W."), 

Kirchenbeamte im Ruhestand_ den Zusatz 
. ,,im Ruhestand" (,,i. R."). 

(3) Einern entlassenen Kirchenbeamten kann von der 
obersten Dienstbehörde die Erlaubnis erteilt werden, 
die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst" 
(,,a. D.") sowie die im Zusammenhang mit dem Amt 
verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zu-· 
rückgenommen werden, wenn der frühere Kirchenbe­
amte sich ihrer als nicht würdig erweist. 

§ 28 

Unter~lt 

(1) Der Kirchenbeamte hat Anspruch auf angemesse­
nen Unterhalt für sich und seine Familie. Der Unter­
halt wird nach Maßgabe näherer kirchengesetzlicher· 
Regelung insbesondere durch Dienst-, Wartestands-, 
Ruhestands- und Hinterbliebenenbezüge gewährt. 

(2) Der Kirchenbeamte erhält Umzugs- und Reise­
kostenvergütungen nach den ·dafür geltenden Bestim­
mungen. Krankheits- und Notstandsbeihilfen werden 
im Rahmen der allgemeinen Sorge für das. Wohl des 
Kirchenbeamten und seiner Familie gewährt. 

§ 29 

Verfügung über Dienst- und Versorgungsbe~ge 

(1) Der Kirchenbeamte kann auf · die laufenden 
Dienstbezüge und ·auf Versorgungsbezüge weder ganz 
noch teilweise verzichten. Er kann, wenn gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf ·Dienst- und 
Vel'SOrgungsbe'Z\ige nur insoweit abtreten oder verpfän­
den, als sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Der kirchliche Rechtsträger kann ein Aufrech­
nungs- oder Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprü­
chen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als 
sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, so­
weit gegen den Empfänger Anspruche auf Schaden.., 
ersat.2 wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung be­
stehen. 

· (3) Die Rückforderung zuviel gezahlter Dienst- oder 
Versorgungsbezüge richtet sich nach . den allgemeinen 
Vorschriften über die Herausgabe ein~ ungerechtfer­
tigten Bereicherung. Der Kenntnis des Mangels des · 
rechtlichen Grundes steht es gleich, wenn der Mangel 
so offensichtlich war, daß der Empfänger ihn hätte er­
kennen müssen. Von der Rückfordemmg·kann aus Bil­
ligkeitsgründen mit Zustimmung der obersten Dienst­
behörde ganz oder teilweise abgesehen werden. 

§ 30 

Abtretung von Schadenersatzansprüchen 

Steht dem Kirchenbeamten wegen einer Körperver­
letru.ng ein gesetzlicher Schadenersatzanspruch gegen 
einen Dritten zu, so hat er diesen Anspruch mit Aus­
nahme des Anspruchs auf Schmerzensgeld an den kirch­
lichen Rechtsträger insoweit abzutreten, als dieser ver­
pflichtet ist, während einer durch die Körperverletzung 
verursachten Dienstunfähigkeit ~es Kirchenbeamten 
Dienstbezüge oder andere Leistungen zu gewähren. 
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§ 31 · 

Urlaub 

(1) Dem Kirchenbeamten steht jährlich ein Er­
holungsurlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge zu. 

(2) Dem Kirchenbeamten kann auch aus anderen 
Gründen Urlaub gewährt werden, wenn die dienst­
lichen Belange es rechtfertigen; dabei können ihm die 
Dienstbezüge belassen werden. 

§ 32 

Anträge und Beschwerden 

(1) Der Kirchenbeamte kann Anträge und Beschwer­
den vorbringen; hierbei hat er den Dienstweg einzuhal­
ten. Der Beschwerdeweg bis zur obersten Dienstbehörde 
steht ihm offen: Die Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkung. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den unmittel­
baren Vorgesetzten, so kann sie bei dem nächsthöheren 
Vorgesetzten ein.gereicht werden. 

(3) Der Kirchenbeamte braucht den Dienstweg nicht 
einzuhalten, wenn er seelsorgerliche Beratung erbittet. 

§ 33 

?ffenheits~rundsatz, Personalakten 

(1) Der Kirchenbeamte muß über Beschwerden und 
Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihri ungünstig 
sind, vor Aufnahme in die Personalakten gehört wer­
den. Seine Außerung ist zu den Personalakten zu neh­
men. 

(2) Dem Kirchenbeamten ist auf Antrag Einsicht in 
die vollständigen Personalakten mit Ausnahme der 
Prüfungsakten zu gewähren. Den Hinterbliebenen eines 
verstorbenen Kirchenbeamten ist über den Inhalt der 
Personalakten Auskunft zu geben, soweit sie ein be­
rechtigtes Interesse daran haben und dienstliche Inter­
essen nicht entgegenstehen. 

(3) Vorgänge über Behauptungen, die sich als falsch 
erwiesen haben, sind aus den Personalakten zu ent­
fernen. 

§ 34 

Dienstzeugnis 

Dem Kirchenbeamten wird nach Beendigung des Kir­
chenbeamtenverhältnisses oder beim Wechsel des kirch­
lichen Rechtsträgers auf Antrag ein Dienstzeugnis über 
Art und Dauer der von ihm bekleideten Amter erteilt. 
Das Dienstzeugnis muß auf Verlangen des Kirchenbe­
amten auch über seine Tätigkeit und seine Leistungen 
Auskunft 'geben. · 

§ 35 

.Beteiligung von· Kirchenbeamten 

Bei Vorbereitung allgemeiner Regelungen auf dem 
Gebiete des Kirchenbeamtenrechts sind Kirchenbeamte 
zu beteiligen. 

Abschnitt IV 

Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

1. Abordnung, Versetzung und Übernahme 

§ 36 

Abordnung 

Der Kirchenbeamte ~an.n befristet zu einer seinem 
Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienst­
stelle abgeordnet werden, wenn ein dienstliches Be- · 

dürfnis besteht. Die Zustimmung des Kirchenbeamten 
ist erforderlich, wenn die Abordnung ein Jahr, bei Kir­
chenbeamten a.uf Probe zwei Jahre, übersteigt oder 
wenn sie an eine Dienststelle außerhalb der Gliedkirche 
vorgenommen werden soll. 

§ 37 

Versetzung und Übernahme 
(1) Der Kirchenbeamte kann in ein gleichwertiges 

Amt bei einer anderen Dienststelle desselben kirch­
lichen Rechtsträgers versetzt werden, wenn er es bean­
tragt oder ein dienstliches Bedürfnis besteht. Er ist 
vorher zu hören, wenn er die Versetzung nicht selbst 
beantragt hat. 

(2) Nach Maßgabe näherer kirchen.gesetzlicher Rege­
lung kann der Kirchenbeamte mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde auf seinen Antrag oder mit sei­
ner Zustimmung zu einem anderen kirchlichen Rechts­
träger versetzt werden; wenn das neue Amt gleichwer­
tig Lst und sich der neue Rechtsträger einverstanden 
erklärt hat. Die oberste Dienstbehörde kann den Kir­
chenbeamten auch ohne Zustimmung der Beteiligten 
versetzen, wenn sein Einsatz in einem anderen Amt 
erforderlich oder wenn ein gedeihliches Wirken des 
Kirchenbeamten in seinem Amt nicht mehr gewährlei­
stet ist; vor der Versetzung sind die Beteiligten zu 
hören. Die Versetzungsverfügung ist schriftlich zu be­
gründen. 

(3) Der Kirchenbeamte kann aus dem Dienst der 
Vereinigten Kirche oder einer ihrer Gliedkirchen in den 
Dienst einer anderen Gliedkirche oder der Vereinigten 
Kirche übernommen werden .. Das Weitere wird durch 
Kirchengesetz und bis zu dessen Erlaß durch Verein­
barung zwischen den beteiligten Kirchen und dem Kir­
chenbeamten geregelt. Durch die 'Obernahme darf der 
Kirchenbeamte ohne seine Zustimmung in seinen bis­
herigen Rechten nicht geschmälert werden. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 wird das 
Dienstverhältnis mit dem neuen Rechtsträger · fortge­
setzt. 

2. Wartestand 

§ 38 

Voraussetzungen 
(1) Ein Kirchenbeamter auf Lebenszeit kann in den 

Wartestand versetzt werden, wenn 
a) eine kirchliche Dienststelle umgebildet, verkleinert, 

aufgelöst oder mit einer anderen zusammengelegt 
wird oder 

b) nachweislich ein gedeihliches Wirken des Kirchen­
beamten auf seiner Stelle nicht mehr gewährleistet 
ist 

und wenn der Kirchenbeamte binnen Jahresfrist .weder 
anderweit ·verwendet noch nach § 37 versetzt oder über­
nommen werden kann. 

(2) Das Recht der Vereinigten Kirche und der Glied­
kirchen kann bestimmen, daß der Kirchenbeamte auch 
aus anderen Gründen in den W,artestand versetzt wer­
den kann. Dabei können die Rechtsfolgen abweichend 
von den§§ 39 bis 43 geregelt werden. 

§ 39 

Beginn des Wartestandes 
(1) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Ve:r­

fügung ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem 
Ende des Monats, in dem dem Kirchenbeamten die 
Versetzung in den Wartestand mitgeteilt wird. Die 
Verfügung kann bis zum Beginn des Wartestandes zu­
rückgenommen werden. 
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(2) Die Verfügungen nach Absatz 1 bedürfen der 
Schriftfonn. 

§ 40 

Folgen der Versetzung in den Wartestand 

(1) Das Dienstverhältnis des Kirchenbeamten wird 
durch die Versetzung in den Wartestand nicht beendet. 
Der Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn des 
Wartestandes seine Planstelle Wld, nach näherer Be­
stinunung im Einzelfall, die Nebenämter und Neben­
beschäftigungen, die ihm im Zusanunenhang mit seinem 
Hauptamt übertragen sind. 

(2) Der Kirchenbeamte erhält für den Monat, in dem 
ihm die Versetzung in den Wartestand eröffnet worden 
ist, und für die folgenden drei Monate noch die Dienst­
bezüge des von ihm bekleideten Amtes, die zur Bestrei­
tung von Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte 
jedoch nur bis zum Beginn des Warte5tandes. Während 
einer Beschäftigung nach § 41 Absätze 1 und 2 rückt er 
in den Dienstaltersstufen auf. Im übrigen bestimmt die 
oberste Dienstbehörde, wie sich der Wartestand auf das 
Aufrücken in den Dienstaltersstufen und das Besol­
dungsdienstalter auswirkt. 

(3) Nach Ablauf der Zeit, für die nDch Dienstbe-Lüge 
gewährt werden, erhält der_ Kirche~beamte Wartegeld. 
Das Wartegeld beträgt 75 v . H. der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
in der sich der Kirchenbeamte zur Zeit seiner Verset­
rung in den Wartestand befunden hat; es darf jedoch 
den Betrag der Dienstbezüge, die ihm in diesem Zeit­
punkt zustanden, nicht überschreiten. 

(4) Bezieht ein Wartestandsbeamter nach den Absät­
zen 2 oder 3 Dienstbe-Lüge oder Versorgungsbezüge ~us 
einer Verwendung im kirchlichen oder sonstigen öffent­
lichen Dienst, so gelten die Bestimmungen über das 
Ruhen von Versorgungsbezügen sinngemäß. 

(5) Die Gliedkirchen können von den Absätzen 2 
bis 4 abweichende Bestimmungen treffen. 

§ 41 

Wiederverwendung 

(1) Der Kirchenbeamte im Wartestand ist auf Verlan­
gen verpflichtet, vorübergehend dienstliche Auigaben, 
die seiner Vorbildung entsprechen, z.u übernehmen. Auf 
die persönlichen Verhältnisse des. Kirchenbeamten ist 
soweit wie möglich Rücksicht zu nehmen. 

(2) Der Kirchenbeamte im Wartestand kann jederzeit 
wieder zum Dienst ben.üen werden. Er ist verpflichtet, 
der Ben.üung zu folgen, wenn sein früherer allgemeiner 
Rechtsstand nicht verschlechtert wird und ihm in seiner 
neuen Stelle die Besoldung mindestens nach der Besol­
dungsgruppe gewährt wird, aus der sich das Wartegeld 
errechnet. 

§ 42 

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Der K.ircheIJJbeamte im Wartestand kann mit sei­
ner Zustimmung jederzeit in den Ruhestand versetzt 
werden. · 

(2) Er ist in den Ruhestand zu versetzen mit dem 
Ende des Monats, in dem eine fünfjährige Wartestands­

. zeit abgela>Ufen ist. Auf Antrag ist er nach dreijähriger 
Wart.estandszeit in den Ruhestand zu versetzen. Der 
Lauf der Fristen wird durch eine Beschäftigung des 
Kirchenbeamten nach § 41 Abs. 1 gehemmt. 

· (3) Ist der Kirchenbeamte im Wartestand in den 
Ruhestand versetzt, so kann er nach § 49 wieder zum 
Dienst berufen werden. 

§ 43 

Ende des Wartestandes 

Der Wartestand endet 

a) mit der Wiederverwendung nach § 41 Abs. 2, 
b) mit der Versetzimg in den Ruhestand, 

c) mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnis­
ses. 

3. Ruhestand 

§ 44 
Eintritt i.n den Ruhestand 

bei Erreichen der Altersgrenze 

(1) .Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit tritt mit dem 
Ende des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr voll­
endet, in den Ruhestand. Er kann auf seinen Antrag 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit frühestens drei 
Jahre vor Erreichen der Altersgi,enze in den Ruhestand 
versetzt werden. Die GliedkirclK>n können von der 
Altersgrenze in Satz 1 und von Satz 2 abweichende 
Rege1ungen treffe:t?,. 

(2) Wenn dringende dienstliche Rücksichten es erfor­
dern, daß die Dienst.geschäfte durch einen bestimmten 
Kirchenbeamten fortgeführt werden, k!ann mit Zustim­
mung des Kirchenbeamten der Eintritt in den Ruhe­
stand für eine bestimmte Frist, l~tens für drei Jahre, 
über die Altersgrenze hinausgeschoben werden. 

§ 45 

. Versetzung in den Ruhestand bei Dienstunfähigkeit 

(1) Der Kirchenbeamte auf Lebenszeit ist auf seinen 
Antrag oder von Amts wegen in -den Ruhestand zu ver­
setzen, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geisti­
gen Kräfte zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd 
unfähig (dienstunfärug) ist. 

(2) Als dienstunfähig ·kann der· Kirchenbeamte auch 
dann angesehen werden, wenn -er infolge Erkrankung 
innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate · 
keinen Dienst getan hat Wld keine Aussicht -besteht, daß 
er innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll dienst­
fähig wird. 

(3) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit des 
Kirchenbeamten, so ist er verpflichtet, sich nach Wei­
sung ärztlich oder fachärztlich untersuchen und beob­
achten zu lassen und die Ärzte von ihrer Schweige­
pflicht zu entbinden. Die Vorlage eines amtsärztlichen 
oder vertrauensärztlichen Zeugnisses kann gefordert 
werden. Die anordnende Stelle · trägt die dadurch ent­
standenen Kosten. 

(4) Die Versetzung in den Ruhestand bedarf der Zu­
stimmung der obersten Dienstbehörde. 

§ 46 

Verfahren bei Versetzung 
in den Ruhestand wegen Diienstunfählgkeit 

(1) Soll der Kirchenbeamte von Amts wegen in den 
Ruhestand versetzt werden, so muß ihm unter Angabe 
der Gründe schriftlich Gelegenheit gegeben werden, 
Einwendungen innerhalb einer ihm gesetzten Frist von 
mindestens vier Wochen zu erheben. 

(2) Werden Einwendungen frist.gemäß nicht erhoben, 
so k.ann der Kirchenbeamte in den Ruhestand versetzt 
werden. Werden Einwendllllgen fristgemäß erhoben, so 
werden die notwendigen Feststellungen in einem Ver­
fahren getroffen, in dem ein amtsärztliches oder ver­
trauensärztliches Zeugnis eingeholt und . dem Kirchen­
beamten Gelegenheit zur Stellurignahme gegeben wer-
den muß. · 
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(3) Erscheint der Kirchenbeamte zur Wahrnehmung 
seiner Rechte infolge körperlicher oder geistiger Ge­
brechen außerstande, so wird ihm, nach Möglichkeit im 
Einvernehmen mit seiner Familie, ein Beistand für das 
Verfahren gestellt, solange kein gesetzlicher Vertreter 
oder Pfleger für ihn bestellt ist. 

(4) Dem Kirchenbeamten kann die Ausübung des 
Dienstes für die Dauer des Verfahrens ganz oder teil­
weise untersagt werden. Diese Anordnung unterliegt 
nicht der Nachprüfung nach § 61. 

(5) Wird die Dienstfähigkeit des Kirchenbeamten 
festgestellt, so ist das Verfahren einzustellen. Wird die 
Dienstunfäru.gkeit des Kirchenbeamten festgestellt, so 
ist er in den Ruhestand zu versetzen. 

(6) Hat der Kirchenbeamte seine Versetzung in den 
Ruhestand beantragt, so tritt an die Stelle des Verfah­
rens nach den A:bsät:zien 1 bis 5 die Erklärung des un­
mittelbaren Dienstvorgesetzten, daß er den Kirchen­
beamten auf Grund eines amtsärztlichen oder ver­
trauensärztlichen Gutachtens für dauernd unfähig halte, 
seine Dienstpflichten zu erfüllen. 

§ 47 

Versetzung des Kirchenbeamten 
auf Probe in den Ruhestand 

(1) Der Kirchenbeamte auf Probe· ist in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn er infolge Krankheit, Verlet­
zung oder sonstiger Schädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden in Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist. 

(2) Er kann in den Ruhestand versetzt werden, wenn 
er aus anderen Gründen dienstunfähiig geworden ist. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 45 und 46 finden ent­
sprechende Anwendung. 

§ 48 

Form der Versetzung in den Ruhestand 

Die Versetzung in den Ruhestand ist dem Kirchen­
beamten durch eine schriftliche Verfügung bekanntzu..:. 
geben; sie kann bis zum Beginn deS Ruhestandes zu­
rückgenommen werden, wenn die Versetzung in den 
Ruhestand nicht zwingend vorgeschrieben ist. Die Ver­
fügung muß · den Zeitpunkt, mit · dem der Ruhestand 

· beginnt, enthalten. 

§ 49 

Wiederverwendung aus dem Ruhestand 

Der Kirchenbeamte im Ruhe.stand kann bis späte­
stens drei Jahre vor Erreichen der Altersgrenze (§ 44 
Abs. 1) jederzeit wieder :rum Dienst berufen werden, 
wenn die Gründe ·für seine Versetzung in den Ruhe­
stand weggefallen sind. Er ist verpflichtet, der Be­
rufung zu folgen, wenn er seinen früheren Rechtsstand 
und ei:n gleichwerti~es Amt erhält. 

Abschnitt V 

Beendigung des Klrchenbeamtenverhältn,isses 

§ 50 

Beendigungsgründe 

Das · Kirchenbeamtenverhältnis endet durch Entlas­
sWlg, Zeitablauf, Entfernung aus dem Dienst nach den 
Vorschriften des Amts:z.uchtrechts und mit dem · Tode 
des Kirchenbeamten. 

§ 51 

Zwingende Entlassungsgründe 

(1) Der Kirchenbeamte ist zu entlassen, 

a) wenn er nach § 6 Abs. 1 nicht berufen werden durfte 
und eine Befreiung nach § 6 Abs. 2 nicht vorliegt 
oder 

b) wenn er -sich weigert, das vorgeschriebene Gelöbnis 
abzulegen oder 

c) wenn er die evangelisch-lutherische Kirche durch 
Austrittserklärung oder Übertritt zu einer anderen 

. Religionsgemeinschaft verläßt oder 
d) wenn er ohne Zustimmung des kirchlichim Rechts­

trägers seinen Dienst in der Absicht . aufgibt, ihn 
., nicht wieder aufzunehmen oder · 

e) wenn er ohne Zustimmung der obersten Dienstbe­
hörde hauptberuflich in ein anderes kirchliches oder 
sonstiges Dienst- oder Amtsverhältnis tritt; die Vor­
schriften der §,§ 37 und 38 bleiben unberührt. 

(2) Der Kirchenbeamte ist ferner zu entlassen, 
a) .wenn er als Kirchenbeamter auf Probe oder auf 

Widerruf den Zeitpunkt erreicht, in dem ein Kir­
chenbeamter a,uf Lebenszeit wegen Erreichens der 
Altersgrenze in den Ruh~tand tritt, oder · 

b) wenn er als Kirchenbeamter auf Probe dienstunfähig 
ist und nicht in den Ruhestand versetzt wird oder 

c) wenn er als Kirchenbeamter auf Widerruf dienst­
unfähig ist. 

(3) Die Entlassung bedarf der Zustimmung der ober­
sten Dienstbehörde. 

§ 52 

Entlassung auf Antrag 

(1) Der Kirchenbeamte kann seine Entlassung ver­
langen. Das Verlangen muß schriftlich und soll drei 
Monate vor dem beantragten Zeitpunkt des Ausschei­
dens erklärt wer<ien. Die Erklärung kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang bei dem Dienstvorgesetzten 
zurückgenommen werden, mit Zustimmwig der ober­
sten Dienstbehörde auch nach Ablauf dieser Frist. 

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt 
auszusprechen; sie kann solange hinausgeschoben wer­
den, bis der Kirchenbeamte seine Amtsgeschäfte ord~ 
nungsgert\äß erledigt hat, jedoch längstens für drei 
Monate. 

§ 53 

Besondere Entlassungsgründe 
für Kirchenbeamte auf Probe 

Der Kirchenbeamte auf Probe kann entlassen werden, 
a) wenn er sich in der Probezeit nicht bewährt oder 
b) wenn er eine Handlung begeht, die bei einem Kir­

chenbeamten auf Lebenszeit eine Amtszuchtmaß­
nahme zur Folge hätte, die nur im förmlichen Ver­
fahren verhängt werden kann. 

§ 54 

Entlassung von KirdJ.enbeamten auf Widerruf 

Der Kirchenbeamte auf Widerruf kann jederzeit ent­
lassen werden. 

§ 55 

Entlassungsverfahren 

(1) Der Kirchenbeamte wird, soweit nidJ.t.s anderes 
bestimmt ist, von der Stelle entlassen, die für seine 
Ernennung zuständig ist. 

(2) Die Entlassung wird. wenn die Verfügung keinen 
späteren Zeitpunkt bestimmt und kirchengesetzllch 
nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ende des Monats 
wirksam, der auf den Monat folgt, in dem die Entlas­
sungsverfügung dem Kirchenbeamten schriftlich be-
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k.anntgegeben worden ist Im Falle des § 53 Buchstabe b 
ist -die Entlassungsverfügung zuzustellen; die Entlas­
sung wird mit der Zustellung wirksam. 

§ 56 

Wirkungen der Entlassung 

Nach der Entlassung hat der frühere Kirdlenbeamte 
keinen Anspruch auf Bezüge und Versorgung, soweit 
kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist Er darf 
die Amts- oder Dienstbe-Leichnung und die im Zusam- . 
menhang mit dem Dienst verliehenen Titel nur führen, 
wenn ihm die Erlaubnis erteilt worden ist (§ 27 Abs. 3). 

Abschnitt V'I 

Sondervorschriften 

§ 57 

Ordiniert~ Kirchenbeamte 

(1) Auf ordinierte · Kirchenbeamte finden ergänzend 
die VorschrUten der §§ 3, 13, 22 Abs. 1, 29, 31, 33, 41, 48, 
49, 59, 60, 90 Abs. 2 und 94 bis 98 des Pfarrergesetzes 
Anwendung. 

(2) Ein ordinierter· Kirchenbeamter kanri unter den 
Voraussetzungen des § 37 Absätze 2 und 3 in einen 
pfarramtlichen Dienst überführt werden. In diesem 
Falle endet das K.irchel'llbeamtenverhältnis mit dem 
Zeitpunkt, in dem das neue Dienstverhältnis beginnt. 

§ 58 

Kirchenbeamte a1,1f Zeit 

(1) Für Kirchenbeamte auf Zeit gelten die Vorschrif­
ten für Kirchenbeamte auf LebellS'Leit entsprechend, 
wenn kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Läuft die Amtszeit eines Kirchenbeamten auf Zeit 
ab, so ist er verpflichtet, das Amt weiterzuführen, wenn 
er unter nicht ungünstigeren Bedingungen wieder in 
dasselbe Amt berufen werden soll. Die Berufung muß 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit ausgESprochen 
werden. Kommt er der Verpflichtung nicht nach, so ist 
er zu entlassen. 

(3) Der Kirchenbeamte auf Zeit tritt vor Erreichen 
der Altersgrenze mit Ablauf · der Zeit, für die er er­
nannt ist, in den Ruhestand, wenn er nicht für eine 
weitere Amtszeit erneut in dasselbe Amt berufen wird 
und dieser Berufung nachkommt. 

§ 59 

Kirchenbeamte im Nebenamt 

(1) Kirchenbeamte im Nebenamt haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer Auslagen; ihnen können Vergütungen wid 

· Dienstaufwandsentschädigungen gewährt werden. So­
weit nichts anderes bestimmt ist, besteht kein Anspruch 
auf Versorgung; bei Dieootunfällen ist die Gewährung 
eines Unterhaltsbeitrages zulässig. 

(2) Die Rechte und Pflichten des Kirchenbeamten im 
Nebenamt werden durch Art und Inhalt seines Dienst­
verhältnisses begrenzt. 

§ 60 

Kirchenbeamte bei besonderen Einrichtungen 

(1) Ein Kirchenbeamter kann mit seiner Zustimmung 
auf Zeit oder dauernd für eine Tätigkeit bei kirchlichen 
Anstalten und Einrichtungen, die das Recht zur Ernen­
nung von Kirchenbeamten nicht ~itzen. freigestellt 
werden, wenn es sich um Aufgaben nach § 2 Abs. 2 
handelt, der freistellende kirchliche Rechtsträger. für 

diese Tätigkeit eine Stelle errichtet hat und die Besol­
dung und Versorgwig des Kirchenbeamten sicherge­
stellt ist 'Obernimmt die Anstalt oder Einrichtung die 
Besoldung und Versorgung des Kirchenbeamten, so 
bleiben seine Ansprüche gegen . den freistellenden 
Rechtsträger unberührt. · 

(2) Der freistellende Rechtsträger kann der Anstalt 
oder Einrichtung die Ausübwig von Befugnissen nach 
diesem Kirchengesetz übertragen; ausgenommen sind 
die Erneruiung und Entlassung des Kirchenbeamten, 
seine Versetzung in den Warte- oder Ruhestand, sowie 
die Entscheidungen nach den§§ 36 Wld 37. 

(3) Die Freistellwig des Kirchenbeamten nach Ab­
satz 1 und die Obertragung von Befugnissen nach Ab­
satz 2 bedürfen der Zustimmung der obersten Dienst­
behörde. 

Abschnitt VII 

R~rht.'IWf'.g . 

§ 61 

Rechtsweg für Ansprüche 
aus dem Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Der Kirchenbeamte kann letztinstanzliche Ent­
scheidungen, die seine dienstrechtliche Stellung betref­
fen, vor dem zuständigen kirchlichen Gericht oder der 
dafür sonst bestimmten Stelle nachpriifen lassen. 

(2) Er kann vermögensrechtliche Ansprüche aus dem 
Dienstverhältnis vor dem ZiUStändigen kirchlichen Ge­
richt · oder der sonst dafür bestimmten Stelle geltend 
machen. wenn der Rechtsweg vor den staatlichen Ge­
richten nicht gegeben ist. 

(3) Das Nähere ist kirchengesetzl.ich zu regeln. 

Abschnitt VIII 

Schlußvorschriften 

§ 62 

Anwendungsbestimmungen 

(1) Die Vereinigte Kirche und die Gliedkirchen tref­
fen je für ihren Bereich die zur Anwendung und Er­
gänzung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestim­
mWJgen. Sie bestimmen, wer in ihrem Bereich .das 
Recht besitzt, Kirchenbeamte zu ernennen. 

(2) Die Bestimmungen der Vereinigten Kirche erläßt 
die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung. Sie wird 
ermächtigt, dabei auch die nach diesem Kirchengesetz 
kirchen,gesetzlich zu ordnenden Gegenstände für den 
Bereich der Vereinigten Kirche zu regeln. 

(3) Die Gliedkirchen erlassen ihre Bestimmungen 
nach vorheriger Fühlungnalnne mit der Kirchenleitung 
der Vereinigten Kirche. · · 

§ 63 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Kirchenbeamten 
· der Vereinigten Kirche am 1. Januar 1969 in Kraft. 

(2) Die GliedkirdJ.en bestimmen den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes für ihren Bereich. 
Wird bis zu diesem Zeitpunkt das gliedkirchliche Recht 
geändert, soll es den Bestimmungen dieses Kirchenge­
setzes angeglichen werden. 

H a n n o v e r , den 12. Dezember 1968 

Der Leitende Bischof 

D. Lilj e 
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Nr. 9 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset­
zes über die Errichtung eines Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 
23. Juni 1950. 

Vom 12. Dezember 1968 

Generalsynode und Bischofskonferenz der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
haben das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hier­
mit verkündet wird: 

Art. I 

Das Kirchengesetz über die Errichtung eines Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 23. Juni 
1950 (Bayer. ABI. S. 75) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 werden in Ziffer 2 Buchst. c die Worte 
„innerhalb der Gliedkirchen" gestrichen und wird 
eine Ziffer 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„3. zur Entscheidung 
aller Angelegenheiten, die dem Gericht durch die 
Gesetzgebung der Gliedkirchen oder der Ver­
einigten Kirche übertra,gen werden." 

2. In § 2 Abs. 2 werden die Worte „nach Absatz (1) 
Ziffer 1 b oder Ziffer 2 c" gestrichen. 

3. § 3 erhält folgende Fass1µ1g: 

§ 3 

Beteiligte vor dem Verfassungs- und Verwaltungs­
gericht der Vereinigten Kirche können sein: 
a) die Vereinigte Kirche ·und ihre verfassungsmäßi-

gen Organe, · 

b) die Gliedkirchen und ihre verfassungsmäßigen 
Organe, 

c) die der_ Vereinigten Kirche nach Art. 7 Abs. 4 der 
Verfassung unmittelbar angeschlossenen Gemein­
den, 

d) die Werke der Vereinigten Kirche nach dem Kir­
chengesetz vom 27. Januar 1949, 

e) die nach der Gesetzgebung der Gliedkirchen oder 
der Vere~ten Kirche sonst Beteiligten. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 

(1) Das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Kirche besteht aus dem -rechtskundigen 
Präsidenten, dem rechtskundigen Vizepräsidenten 
und der erforderlichen Zahl weiterer rechtskundiger 
und geistlicher Mitglieder. Die Mitglieder des Ver­
fassungs- und VerwaltUI11gsgerichts der Vereinigten 
Kirche müssen zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. 
Sie dürfen der Kirchenleitung und dem Lutherischen 
Kirchenamt der Vereinigten Kirche nicht an.gehören. 

(2) Die Mitglieder des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichts der Vereinigten Kirche werden von 
der Kirchenleitung im Einvernehmen mit der 
Bischofskonferenz. :für eine Amtsdauer von sechs 
Jahren berufen. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, 
so gilt die BerufUillg eines neuen Mitglieds nur für 
den Rest der Amtsdauer. Bei der Berufung der Mit­
glieder ist die gliedkirchliche Zusammensetzung der 
Vereinigten Kirche tunlichst z.u berück.sichtigen. 

(3) Der Präsident des Verfiassungs- und Verw~l­
tungsgerichts der Vereinigten Kirche wird vom Vize­
präsidenten, bei dessen Verhinderung von den übri­
gen rechtskundigen Mitgliedern in der Reihenfolge 
nach dem Lebensalter vertreten. Der Präsident, der 

Vizepräsident und das älteste geü.tliche Mitglied bil­
den das Präsidium des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichts der Vereini,gten Kirche; bei Verhinde­
rung treten für den Präsidenten und den Vizepräsi­
denten rechtskundige Mitglieder, für das geistliche 
Mitglied ein anderes geistliches Mitglied in der Rei­
~enfo]ge nach dem Lebensalter ein. 

(4) Die Mitgliedschaft im Verfassungs- und Ver­
waltungsgericht der Vereinigten Kirche endet, wenn 
ein Mitglied sein Amt niederlegt oder wenn das Prä­
sidium auf Antrag der Kirchenleitung durch Be­
schluß feststellt, daß ein Mitglied sein Amt wegen 
schweren Verstoßes gegen seine Pflichten verloren 
hat oder wegen körperlicher oder geistiger Gebre­
chen nicht mehr ausüben kann. 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 
I 

§ 5 

(1) Das Verfasswigs- und Verwaltungsgericht der · 
Vereinigten Kirche gliedert sich in Senate. 

(2) Die Senate entscheiden in der Besetzung mit 
dem rechtskundigen Vorsitzenden, einem geistlichen 
und einem rechtskundigen Mitglied. · 

(3) Die Senate entscheiden in der Besetzung mit 
dem rechtskundigen Vorsitzenden, zwei geist1ichen 
und zwei rechtskundigen Mitgliedern 
a) in Verfassungsstreitigkeiten, 
b) in Rechtsmittelverlahren, wenn das kirchliche 

Gericht erster Instanz in der Besetzung mit fünf 
Mitgliedern z.u entscheiden hatte, 

c) bei der Erstattung von Rechtsgutachten nach § 2 
Abs. 3, 

d) auf Vorlagen von Gerichten und Schlichtungs­
stellen der Gliedkirchen, soweit das Recht der 
Gliedkirchen Vorlagen an das Verfassungs- und 
Verwaltungsgeric,.'1.t der Vereinigten Kirche zu­
läßt. 

(4) Das Präsidium des Verfassungs- und Verwal:­
tungsgerichts der Vereinigten Kirche bestimmt je­
weils zu Beginn der Amtsdauer von sechs Jahren 
(§ 4 Abs. 2 Satz. 1) die Zahl und Zusammensetzung 
der Senate. Es regelt für jeweils zwei Jahre die 
Geschäftsverteilung und die Vertretung von Mit­
gliedern der Senate. 

6. § 6 erhält folgenden Absatz 1: 
(1) Die Mitglieder des Verfassungs- und Verwal­

tungsgerichts der Vereinigten Kirche sind an Schrift 
und Bekenntnis und an Recht und Gesetz. gebunden. 
Sie führen ihr Aint in richterlicher Unabhängigkeit. 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2 
und 3. 

7. In§ 7 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Parteien" durch 
das Wort „Beteiligten" ersetzt. 

8. In § 7 Abs. 3 werden die Worte „als Partei" durch 
die Worte „am Verfahren" ersetzt. · 

9. In § 7 Abs. 4 weroen die Worte „eine Verordnung" 
durch das Wort „Rechtsverordnung" und das · Wort 
,,Präsidenten" durch da,s Wort „Präsidiwn" ersetzt. 

Art. II 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 

Art. III 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, das Kirchenge­
setz. über die Errichtung eines Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichtes der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche Deutschlands vom 23. Juni 1950 in. der 
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geänderten Fassung neu bekanntzumachen und die Ver­
fahren.s- und Geschäftsordnung vom 20. April 1951 
(Bayer. ABI. S. 71) ·durch eine neue Verfahrensordnung 
zu er-setzen. 

Hannover, den 12. Dezember 1968 

Der Leitende Bischof 
D. Li 1 je 

IV. Personalnachrichten 

Generalsynode 

Senior Dr. Hartmut Sie r i.g, Hauptpastor an 
St. Katharinen in Hamburg und Mitglied der 4. Groe­
ralsynode, ist am 21. November 1968 nach kurzer und 
schwerer Krankheit verstorben. Er war Vorsitzender 
des Ausschusses . der Generalsynode für . die Gesamt­
situation und gehörte. dem Synodalausschuß für Ge­
meindeaufbau und Kirchenreform sowie dem Beirat des 
Prediger- und Studienseminars in Pullach an. 

Oberlandeskirchenrat Friedrich L eh m a n n , · Dres­
den, hat wegen Übertritts in den Ruhestand sein Man­
dat niedergelegt. An seiner Stelle hat die Landessynode 
der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens Oberkirchenrat 
Herbert T o 1 k m i t t , x 8053 Dresden, Goetheallee 13, 
zum Mitglied der 4. Generalsynode gewählt .. 

Lutherisches Kirchenamt 

Oberkirchenrat Horst B e c k .e f , zum Dienst bei der 
Vereinigten Kirche von der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau beurlaubt, ist mit Wirkung vom 
1. Dezember 1968 in das Kirchenbeamtenverhältnis auf 
Lebenszeit übernommen worden. 
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